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Tagesordnungspunkt 1: 

Unterrichtung durch Herrn Staatssekretär 

Röhmann über ein besonderes Vorkommnis 

im Maßregelvollzug 

Unterrichtung 

StS Röhmann (MS): Herzlichen Dank dafür, dass 

Sie uns Gelegenheit geben, den Ausschuss so 

kurzfristig über das Maß hinaus zu informieren, 

was wir bereits am Dienstag getan haben, so wie 

es zwischen dem Sozialausschuss und dem Haus 

seit langer Zeit Praxis und Gepflogenheit ist. 

Ich werde zunächst den Tathergang und ein paar 

Dinge über die Person schildern und das dann 

auch in einen Gesamtrahmen stellen: Was pas-

siert eigentlich gerade im niedersächsischen 

Maßregelvollzug? Sind da Entwicklungen im 

Gange, bei denen wir in einer gemeinsamen Ver-

antwortung, aber auch natürlich in einer Kontroll-

funktion Ihrerseits unterwegs sind? 

Wie wir Ihnen bereits mitgeteilt haben, ist ein Pa-

tient aus dem Innenhof der Aufnahmestation des 

Maßregelvollzugs in Moringen mit Hilfe eines 

selbst gefertigten Wurfankers und eines Seils aus 

der Station 1 nach außen und später aus der ge-

samten Anlage geflohen. Wir möchten Ihnen das 

auch bildlich vorstellen: 

 

Das ist die gesamte Anlage. Der Flüchtige ist aus 

dem Bereich seiner Unterkunft in den Innenhof 

gekommen. Von dort hat er dann mit den von ihm 

selbst gefertigten Fluchtgegenständen den Weg 

auf das Flachdach gefunden. Von dort ist er dann 

über die Dächer bis auf die Außenmauer gelangt, 

die fast 5 m hoch ist. Er hat sich dann - wahr-

scheinlich durch einen sportlich anspruchsvollen 

Sprung an die Laterne - in die Freiheit begeben. 

Diese Art der Entweichung - das möchte ich 

gleich am Anfang sagen - ist nicht nur spektaku-

lär, sondern einmalig. Seit vielen Jahren gibt es 

zwischen den Maßregelvollzugseinrichtungen und 

den Sicherheitsbehörden unseres Landes eine 

Partnerschaft, indem regelmäßig die Einrichtun-

gen begutachtet und begangen werden, um zu 

prüfen, ob sicherheitsrelevante Themen aufgeru-

fen sind. Das hat es in den vergangenen Jahren 

nicht ein einziges Mal gegeben, dass in Moringen 

eine Beanstandung ist. Aber so ist es: Wenn dies 

zum ersten Mal in solch einer Art und Weise ge-

lingt, dann gibt es natürlich auch Rückschlüsse 

und Aufträge für die Zukunft, auf die ich aber spä-

ter noch eingehen werde. 

Deshalb ist es zunächst einmal wichtig, sich an-

zugucken, um was für einen Patienten es sich 

handelt: Es handelt sich um einen im Jahr 1984 in 

Russland geborenen Tschetschenen, der also 

30 Jahre alt ist. Er ist ein sehr sportlicher Mensch, 

ein Ringer, der internationalen Ruhm eingeheimst 

hat. Das heißt, er ist kein normaler Patient eines 

Krankenhauses, sondern er hat alle seine Tugen-

den im wahrsten Sinne des Wortes in die Waag-

schale geworfen und hat uns mit einer sehr wag-

halsigen und anspruchsvollen Flucht gezeigt, 

dass die Einrichtung in Moringen doch Sicher-

heitslücken hat, denen wir jetzt auch weiter folgen 

werden. 

Die inneren Umstände, die Motivationen, die zu 

seiner Flucht geführt haben, sind natürlich noch 

nicht zu belegen. Aber wir haben Hinweise da-

rauf, dass es auch damit zu tun hatte, dass seine 

persönliche Situation und Lage in Niedersachsen 

problematisch sind. Es war in den vergangenen 

Monaten nicht gerechtfertigt, dass man mit ihm 

Lockerungen des Vollzugs betrieben hat. Das 

heißt, sie sind zurückgenommen worden, weil er 

offenkundig Drogenrückfälle hatte, sodass seine 

Erleichterungen des Maßregelvollzuges rückgän-

gig gemacht wurden und er in diesem besonders 

gesicherten Bereich untergebracht war. 

Zwei weitere Motive - ich spekuliere hier zwar nur, 

aber ich denke, sie sind naheliegend - sind dem 

Umstand geschuldet, dass er aufgrund der aus-

länderrechtlichen Regelungen der Ausländerbe-

hörde der Stadt Celle, wahrscheinlich aufgrund 

seiner Taten nicht abgeschoben, sondern nach 

Tschetschenien überführt bzw. zurückgeführt 

wird. Das Dritte ist, dass die Mutter seines Kin-

- noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT) -
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des, die nicht das Sorgerecht hat - das Sorge-

recht hat seine eigene Mutter, also die Großmut-

ter des Kindes -, das Kind nach einem vereinbar-

ten Besuch nicht zu ihrer Schwiegermutter bzw. 

der Großmutter des Kindes zurückgeführt hat. Ich 

gehe davon aus, dass dies die wesentlichen 

Triebfedern waren. Aber ich möchte ausdrücklich 

noch einmal betonen, dass das eher eine Mut-

maßung ist. 

Unsere Interventionssystematik hat zu 100 % 

funktioniert. Die Einrichtung, die Herr Dr. Hesse 

leitet, den Sie ja gestern hier im Ausschuss ange-

hört haben, hat sofort nach dem Bemerken der 

Flucht die zuständige Polizeidienststelle darüber 

informiert und hat damit auch die polizeitaktischen 

Ermittlungen in Gang gesetzt. Er hat mit dem da-

für vorgesehenen Vordruck das Sozialministerium 

informiert, sodass die Dinge, die zur Sicherheits-

lage der Polizei und der Justiz führen, gegriffen 

haben. 

Wir haben sehr frühzeitig mit den Polizeibehörden 

Kontakt gehabt und haben zunächst einmal mit 

den Sicherheitsbehörden vereinbart, dass es kei-

ne öffentliche Fahndung geben soll. Ich will das 

hier jetzt nicht im Detail wiedergeben. Aber die 

Umstände seiner Flucht haben auch damit zu tun, 

dass die Sicherheitsbehörden am Ende gesagt 

haben, dass eine öffentliche Fahndung aus poli-

zeitaktischen Gründen nicht angesagt ist. 

Diejenigen, die in einer besonderen Not oder Si-

cherungs- oder Unsicherheitssituation hätten sein 

können, sind dies nicht gewesen, weil die Polizei 

natürlich entsprechende Maßnahmen ergriffen 

hat. 

Das Zwischenfazit dazu, dass zunächst einmal 

nicht öffentlich gefahndet wurde, ist also: Wir als 

Sozialministerium sind gut gehalten, denen zu 

vertrauen und mit denen eng zusammenzuarbei-

ten, deren Profession dies ist. 

Wir haben am Montag, als dann die näheren Um-

stände sehr deutlich wurden, natürlich sofort rea-

giert und entsprechende Maßnahmen in die We-

ge geleitet. Ich möchte sie hier auch gerne im 

Einzelnen mitteilen: 

Aus unserer jetzigen Perspektive hat es einen 

Mangel hinsichtlich der Vollzähligkeitskontrolle zu 

Beginn und zum Ende jeder Schicht gegeben. Es 

ist dann sofort veranlasst worden, dass nach der 

letzten Möglichkeit des Hofgangs eine Vollzählig-

keitskontrolle vollzogen wird und dass der Ver-

schluss der Türen zu allen Außenbereichen und 

auch den Innenhöfen vor Einbruch der Dunkelheit 

zu erfolgen hat. Die Nutzung des Innenhofs in der 

Station 01 ist in der Regel den Rauchern vorbe-

halten. - Auch das ist eine Pflicht, die wir haben. 

Wir können natürlich verbieten, dass in den Zim-

mern geraucht wird. Aber wir sind im Maßregel-

vollzug auch gehalten, den Raucherinnen und 

Rauchern Gelegenheit zu geben, ihrer gesell-

schaftlich anerkannten Sucht nachzugehen. - Das 

Dach, über das der Patient geflüchtet ist, wurde 

noch am heutigen Tage durch NATO-Draht gesi-

chert, sodass sich so etwas konkret nicht wieder-

holen kann. 

Des Weiteren haben wir veranlasst, dass sich 

noch in diesem Monat die Leiterinnen und Leiter 

der Maßregelvollzugseinrichtungen und die jewei-

ligen Verwaltungsleiter zu einer Arbeitstagung im 

Ministerium treffen. Das ist das, was ich Ihnen in 

der zweiten Hälfte meines Berichtes mitteilen 

möchte. 

Wieso passiert so etwas? - Das Erste ist - da 

möchte ich um Verständnis bitten -: Wir reden im 

Bereich des Maßregelvollzuges über Patientinnen 

und Patienten und über Krankenbehandlung. Die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Maßregel-

vollzugseinrichtungen - wir haben keinen Grund, 

sie in irgendeiner Form als Hausleitung zu kritisie-

ren - haben diesen Ansatz. Wir befinden uns in 

einem Krankenhaus und beschäftigen uns damit, 

kranke Menschen zu betreuen. 

Seit jeher gibt es in den Maßregelvollzugseinrich-

tungen aber auch Hochsicherheitsbereiche, ins-

besondere in dem forensischen Teil, in dem Men-

schen aufgrund ihres Geisteszustandes oder ihrer 

sexuellen Neigung unter Verschluss sind. Wir er-

leben aber seit einigen Jahren - also nicht erst 

seit der Übernahme der Regierung, sondern das 

haben auch unsere Vorgänger erlebt -, dass es 

seitens der Gerichte ein stärkeres Verlagern von 

der Justizvollzugsanstalt in die Maßregelvollzugs-

einrichtungen gibt. Es gibt sehr viele Gerichte - 

sie sind unabhängig -, die einen Straftäter nicht in 

die Justizvollzugsanstalt überweisen, sondern in 

den Maßregelvollzug. 

Ich will mal eine kühne Behauptung aufstellen: 

Dieser Patient wäre - davon bin ich fest über-

zeugt - vor zehn Jahren nicht in den Maßregel-

vollzug gegangen. Er ist ein Straftäter, der erheb-

liche Straftaten vollzogen hat und der aufgrund 

seiner Sucht, seiner Drogenabhängigkeit im Maß-

- noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT) -
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regelvollzug gelandet ist. Das ist gut so. Das will 

ich überhaupt nicht kritisieren. Dafür sind wir da. 

Aber sind wir auf diese Situation in unseren Maß-

regelvollzugseinrichtungen zu 100 % eingestellt? 

- Da müssen wir gucken, welche Entwicklung es 

gerade in den letzten Jahren gegeben hat. 

Wir erleben in der Ausgangslage eine massive 

Steigerung der Patientenzahlen. Wenn Sie vor-

gestern die Fernsehsendung „Panorama 3“ gese-

hen haben, dann haben Sie ein Beispiel dafür 

genannt bekommen, auf das ich gerne noch ein-

gehen werde. 

Wir haben einen Druck, mehr Patientinnen und 

Patienten aufzunehmen. Wir haben diesen Druck 

angenommen und Sofortmaßnahmen und länger-

fristige Maßnahmen ergriffen, um diesen Druck zu 

kompensieren. 

Der erste normale Weg ist: Wir müssen die Plätze 

erhöhen. - Das haben wir getan. Seit Antritt unse-

rer Landesregierung haben wir 50 zusätzliche 

Plätze geschaffen, die für diese Aufgabe zur Ver-

fügung stehen. Das sind Maßnahmen gewesen, 

die ohne große Baumaßnahmen und ohne Pla-

nungen für Baumaßnahmen möglich geworden 

sind. Wir haben in unserer Bauplanung und unse-

rer Investitionsplanung zwei weitere Neubauvor-

haben: In der Jugendpsychiatrie werden 24 weite-

re Plätze und durch eine weitere Neubaumaß-

nahme 38 weitere Plätze geschaffen, sodass wir 

eine erhebliche Steigerung der Maßregelvoll-

zugsplätze erreichen können. 

Zusätzlich gibt es durchaus die Möglichkeit, die 

63er- und 64er-Fälle ein Stück weit, je nach Be-

darf, zu verändern. Das ist ein Beispiel. Aber das 

reicht nicht aus. Deshalb ist es notwendig und 

wichtig, sich die Prozesse innerhalb der Einrich-

tung anzusehen. Da leisten unsere Leitungen und 

auch das Personal in den Maßregelvollzugsein-

richtungen tolle Arbeit, nämlich die Frage zu stel-

len: Wie kann man den Aufenthalt in einer sol-

chen Einrichtung optimieren und somit verkür-

zen? 

An dieser Stelle sind wir bei einem Phänomen: 

Sie konnten den Medien entnehmen, dass wir in 

den letzten Jahren einen Anstieg bei den aktiven 

Entweichungen zu verzeichnen haben. In diesem 

Jahr sind 14 Entweichungen zu beklagen. Im letz-

ten Jahr waren es 33. Im Jahr 2012 waren es 16. 

Das klingt dramatisch. Ich sehe jetzt mal die Op-

positionspolitikerinnen und -politiker an. Ich glau-

be, für Sie ist das sozusagen der Beweis: Seit-

dem Rot-Grün an der Regierung ist, steigen die 

Zahlen massiv an. - Irgendwo habe ich das sogar 

schon gelesen. - Das Personal in den Maßregel-

vollzugseinrichtungen und in den Gerichten hat 

sich allerdings nicht geändert, und wir haben 

auch keinen Befehl gegeben: „Macht die Türen 

auf!“ Es hat einfach damit zu tun - das will ich 

ganz deutlich sagen -, dass jetzt stärker als in der 

Vergangenheit versucht wird, schneller und opti-

mierter Erfolge zu erzielen. 

Ich möchte Ihnen gerne die tatsächlichen Zahlen 

der Entweichungen mitteilen, weil sie meines Er-

achtens viel wichtiger sind: Eine aus meiner Sicht, 

nach meiner Definition echte aktive Entweichung - 

ich verdeutliche Ihnen gleich den Unterschied - 

hat es in diesem Jahr bei 5 der insgesamt 14 Fäl-

le gegeben. Dies waren 4 Fälle; in einem Fall sind 

2 Patienten erfolgreich geflüchtet. Bei den ande-

ren Fällen war die Einrichtung schon auf dem 

Weg zu Lockerungen, indem beispielsweise Spa-

ziergänge oder gemeinsame Einkäufe gemacht 

wurden. Es handelt sich häufig um Suchterkrank-

te, die mit der Situation konfrontiert werden, an 

einem Alkoholregal vorbeizugehen und sich nicht 

gleich darauf zu stürzen. In den restlichen 9 Fäl-

len der insgesamt 14 Fälle handelt es sich um 

Maßnahmen, bei denen jemand beispielsweise 

bei einem gemeinsamen Spaziergang einfach 

schneller laufen konnte als derjenige, der ihn be-

gleitet hat. Das ist eine aktive Entweichung. Wir 

haben Sie selbstverständlich auch darüber infor-

miert. Ich will aber an dieser Stelle auch betonen: 

Es hat keinerlei massive Straftaten der dann 

Flüchtigen gegeben. Von all denen, die bisher ak-

tiv entwichen sind, haben wir nur zwei Patienten 

noch nicht wieder in Gewahrsam. Der eine ist der 

jetzt am Wochenende Geflüchtete. Ein weiterer 

Patient ist seit etwa Mitte September flüchtig und 

wurde noch nicht aufgegriffen; das ist die letzte 

Meldung, die Sie von uns bekommen haben.  

Im Jahr 2013 sind von den 33 aktiven Entwei-

chungen 21 in dieser Kategorie gewesen, sodass 

es um 12 echte Entweichungen geht. Im Jahr 

2012 haben 5 Patienten in einem, wenn man so 

will, Lockerungssystem das Weite gesucht. 

Das Beschleunigen ist eine Möglichkeit. Das Wei-

tere ist: Wir gucken uns alle Patientinnen und Pa-

tienten an und müssen leider feststellen, dass es 

auch Patientinnen und Patienten gibt, die auf-

grund eines richterlichen Beschlusses, eines Ur-

teils in den Maßregelvollzug gekommen sind, die 

aber durch ihr Handeln im Maßregelvollzug deut-

- noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT) -
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lich machen, dass sie keine intrinsische Motivati-

on haben, also dass sie das ablehnen. In solchen 

Fällen - und jetzt komme ich zu dem Fall von vor-

gestern in „Panorama 3“ - tut es uns leid, dass 

motivierte Patientinnen und Patienten nicht auf-

genommen werden können, weil die Plätze von 

Menschen blockiert werden, die noch nicht oder 

gar nicht therapiewillig und aus unserer Sicht 

auch nicht therapiefähig sind. Dies ist aber ein 

schwieriges Metier, weil wir auf unabhängige Ge-

richte Einfluss nehmen müssen. Das machen wir, 

indem wir gemeinsam mit dem Justizministerium 

an einer Informations- und Weiterbildungsorgani-

sation arbeiten, um insbesondere die Gerichte mit 

dieser Thematik zu beschäftigen - nicht um sie zu 

zwingen oder Druck auszuüben, aber doch um 

dazu Informationen zu geben. 

Insgesamt ist festzustellen: Am Wochenende ist 

ein Patient des Maßregelvollzugs in Moringen ge-

flüchtet, weil die baulichen und Sicherungsmaß-

nahmen, die wir für solche Fälle bisher vorgese-

hen haben, bei diesem Patienten nicht ausge-

reicht haben. Ich glaube, dass es schwer wäre, 

den gleichen Weg ein zweites Mal zu gehen. Es 

ist seit heute auch unmöglich, den gleichen Weg 

noch einmal zu gehen, weil die Sicherheitslücke, 

die wir aufgrund der Erfahrung der Flucht ge-

sammelt haben, heute beseitigt wird. Wir werden, 

wie erwähnt, in den nächsten Tagen mit allen 

Maßregelvollzugseinrichtungen zusammenkom-

men. Noch nicht erwähnt habe ich: Wir werden 

selbstverständlich auch dafür sorgen, dass dort 

auch die entsprechenden sicherheitsrelevanten 

Maßnahmen vorgenommen werden, wo heute 

sozusagen noch keine unmittelbare Betroffenheit 

ist. 

So weit mein Bericht. 

Aussprache 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Herzlichen 

Dank für die zeitnahe und ausführliche Unterrich-

tung des Ausschusses über den Vorgang. Wenn 

die Tagung stattgefunden hat, wäre es sicherlich 

sinnvoll, wenn der Ausschuss zeitnah darüber un-

terrichtet wird, welche Ergebnisse dort erzielt 

worden sind. 

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Herr Röhmann, 

herzlichen Dank, dass Sie bereit waren, uns 

schnellstmöglich zu unterrichten. Denn ich glau-

be, dass dieser Fall aufgrund der Schwere der 

Straftaten, die der untergebrachte Patient in der 

Vergangenheit begangen hat, ein bisschen an-

ders gelagert ist. 

Sie sprachen von baulichen und Sicherungsmaß-

nahmen, die in der Vergangenheit nicht unbedingt 

ausreichend waren. Diese Mängel sind ja jetzt 

beseitigt worden. Sie sprachen auch davon, dass 

der Flüchtige in einem besonders gesicherten Be-

reich untergebracht war. Unsere Frage dazu: Wie 

sieht der besonders gesicherte Bereich aus? Gibt 

es dort irgendwelche Vorkehrungen? - Sie er-

wähnten auch, dass es einen Mangel bei der 

Vollzähligkeitskontrolle gegeben hat. Das mag an 

verschiedenen Situationen gelegen haben. Aber 

sollte nicht gerade im besonders gesicherten Be-

reich die Vollzähligkeitskontrolle an vorderster 

Stelle stehen? Oder gehe ich da von falschen Vo-

raussetzungen aus? - Es kann ja sein, dass im 

Maßregelvollzug aufgrund der psychiatrischen 

Unterbringung bzw. der Behandlung der Patien-

ten durchaus auch andere Bedingungen vorhan-

den sind. 

Für einen Außenstehenden ist es aber manchmal 

schwer nachvollziehbar, warum so etwas passie-

ren kann. Passieren kann es immer. Eine 100-

prozentige Sicherheit gibt es nicht. Da ist auch 

niemandem ein Vorwurf zu machen. Aber warum 

ist die Flucht gerade in einem besonders gesi-

cherten Bereich erst am nächsten Tag aufgefal-

len? Hier stellt sich für uns ein großes Fragezei-

chen. Ich glaube, das kann man nachvollziehen. 

Vielleicht gibt es dafür eine ganz einfache Erklä-

rung. Darum möchte ich Sie bitten. 

StS Röhmann (MS): Der Maßregelvollzug in Mo-

ringen - viele von Ihnen kennen diese Einrich-

tung - ist in unterschiedliche Sicherheitsstufen 

aufgeteilt. Ein Teil ist relativ offen. Ein Teil ist 

komplett verschlossen. - Ich habe vorhin darauf 

hingewiesen. - Und es gibt den besonders gesi-

cherten Bereich, um den es hier geht. Hier ist es 

möglich, sich innerhalb der jeweiligen Etage und 

innerhalb des Innenhofs frei zu bewegen, weil 

dieser Gebäudekomplex von nicht überwindbar 

scheinenden 4,50 m hohen Gebäudeteilen um-

geben ist. Der flüchtige Patient hat in einer gera-

dezu professionellen Art aus Werkstoffen - die 

werden in unserer zukünftigen präventiven Maß-

nahmenkette eine Rolle spielen -, aus Bettlaken 

und Ähnlichem mehr, ein Seil geknüpft, hat aus 

einem Gartengerät einen Wurfhaken konstruiert 

und hat sich an dieser 4,50 m hohen glatten 

Wand hochgezogen. Mit Verlaub - ich will nie-

mandem zu nahe treten; unter uns sind hier ja ei-

nige sportliche Leute -, ich glaube, in diesem 

- noch nicht gebilligt (§ 95 Abs. 2 GO LT) -
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Raum gibt es niemanden, der das schaffen wür-

de. Das mag der Irrtum sein, der da vorliegt, zu 

glauben: „Da kann man gar nicht weg!“ Deshalb 

haben wir die Sofortmaßnahme ergriffen: Bei ei-

nem Personalwechsel muss die Vollzähligkeit 

überprüft werden. Des Weiteren muss dann, 

wenn sozusagen die letzte Möglichkeit genom-

men wird, sich innerhalb eines Tages frei zu be-

wegen, das Gleiche passieren. 

Der Mann hat eine sportliche Leistung erbracht, 

die nicht vorstellbar erschien. In dem Moment, 

wenn man auf dem 4,50 m hohen Dach dieses 

Gebäudes ist, ist es etwas leichter. Dann besteht 

nur noch das Problem, dass der Sportplatz von 

einer über 5 m hohen Mauer umgeben ist und 

dass er von dieser Mauer wieder herunter muss-

te. Wir gehen davon aus - den Beweis dafür gibt 

es nicht -, dass er die Mauer nicht durch einen 

Sprung nach unten überwunden hat, sondern 

dass er eine Außenlaterne, die mit der Anlage 

nichts zu tun hat, durch einen Sprung von der 

Mauer erreicht hat und von dort heruntergeklettert 

ist. 

Ich gebe zu: Das ist die Erkenntnis nach einer 

solchen Flucht. Das Team in Moringen und auch 

die Besuchskommissionen, die sich über Jahre 

und Jahrzehnte jährlich diese Einrichtung baulich 

anschauen, sind nicht auf die Idee gekommen, 

dass es größere Sicherungsmaßnahmen geben 

müsste. Insofern gebe ich Ihnen recht: Wenn man 

die Gefahr gesehen hätte, dass dort jemand flie-

hen kann, dann wäre es auch naheliegend, dass 

die Vollzähligkeit überprüft werden muss. Die 

Vollzähligkeit ist morgens überprüft worden. Da-

bei ist festgestellt worden, dass ein Patient fehlt, 

und zwar der Flüchtige. Die Gerätschaften, die er 

benutzt hat, und die Spuren, die er hinterlassen 

hat, sind dann erst in der Folge aufgefunden wor-

den, weil man dann natürlich ganz gezielt danach 

gesucht hat, wo er geblieben ist. Dann hat man 

diese Dinge logischerweise auch erst gefunden. 

Wenn ich das als eine kritische Anmerkung und 

Frage verstehe - so muss sie auch gemeint sein -, 

dann sage ich Ihnen: Ja, hätte man sich vorher 

vorstellen können, was dort passiert, dann hätte 

man diese Maßnahmen schon ergriffen. 

In Moringen gibt es übrigens niemanden, der die-

se Maßnahmen jetzt kritisiert. Ich glaube, wenn 

wir die gleichen Maßnahmen - das werden wir na-

türlich zu tun haben - in den anderen Maßregel-

vollzugseinrichtungen einführen, dann werden die 

zunächst einmal den Kopf schütteln und sagen: 

„Wie soll denn hier einer wegkommen?“ 

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Herr Röhmann, ich 

gebe Ihnen vollkommen recht, dass man erst 

einmal kritisch hinterfragt usw. Aber vieles lässt 

sich ja auch aufklären. Das ist auch unsere Inten-

tion dabei. 

Können Sie nachvollziehen, dass man gerade bei 

der Beschreibung eines besonders gesicherten 

Bereichs nachfragt: „Wie kann das sein?“, gerade 

weil man die Flucht erst am nächsten Tag ent-

deckt und dann wahrscheinlich auch erst die 

Utensilien entdeckt hat, die da eventuell noch 

herunterhingen. Ich weiß es nicht. Ich kann es mir 

nicht vorstellen. 

Wenn man das mit anderen Einrichtungen ver-

gleicht, muss man zumindest auch überlegen, ob 

es nicht sinnvoll ist, im äußeren Bereich auch 

kameratechnisch etwas zu installieren, um letzt-

endlich auch nachvollziehen zu können, wo etwas 

passiert ist, und dann über Veränderungen bzw. 

Verbesserungen nachzudenken. Ich glaube, das 

ist auch für die Mitarbeiter ganz wichtig, die sich 

natürlich sofort im Fokus sehen und denken, dass 

sie wieder etwas verkehrt gemacht haben - was ja 

eigentlich gar nicht der Fall ist. 

Mir stellt sich also die Frage, ob es nicht sinnvoll 

wäre, einen solchen Bereich auch kameratech-

nisch zu überwachen und auch Aufzeichnungen 

zu machen, sodass jeder sofort mitbekommt, 

dass irgendetwas im Busche ist. 

StS Röhmann (MS): Genau das sind die Diskus-

sionen, die wir nicht nur im eigenen Hause füh-

ren. Anfang kommender Woche wird eine Zu-

sammenkunft zwischen dem Justizministerium, 

dem Umweltministerium, dem Innenministerium, 

der Staatskanzlei und dem Sozialministerium 

stattfinden. Diese Fragestellungen haben wir na-

türlich sofort aufgeworfen. 

Ich will noch einmal betonen: Es handelt sich um 

eine Krankenanstalt, um eine Einrichtung des 

Maßregelvollzugs, in der Patientinnen und Patien-

ten behandelt werden. Aber wir haben auch den 

Auftrag, so wie eine Justizvollzugsanstalt zu han-

deln. Der erste Auftrag muss es sein, die Bevöl-

kerung vor Straftätern zu schützen - sei es, dass 

sie über eine Erkrankung, eine Sucht zu den Ta-

ten gekommen sind oder sei es aus voller Über-

zeugung oder wie auch immer. Das ist unser Auf-

trag. Diesen Auftrag haben wir und müssen wir 
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auch erfüllen. Deswegen ist natürlich auch eine 

Kameraüberwachung überlegenswert und wird 

sie auch in die Überlegung mit einbezogen. 

Als wir gestern und vorgestern darüber diskutiert 

haben, habe ich natürlich auch darauf hingewie-

sen: Dann brauchen wir auch das Personal, das 

an den Monitoren sitzt und das überwacht! - Das 

ist eine Mentalität, die wir in den Maßregelvoll-

zugseinrichtungen heute noch nicht haben, son-

dern das ist etwas, was in einer Justizvollzugsan-

stalt normal ist. Aber solche Dinge müssen auch 

zur Normalität werden. Nur zu wissen, wie er ab-

gehauen ist, um hinterher zu gucken, ob er auf-

genommen worden ist, hilft uns ja auch nichts.  

Insofern lautet meine Antwort auf Ihre Frage: Ja, 

solche Überlegungen gibt es heute schon im Mi-

nisterium und werden auch ernsthaft diskutiert. 

Abg. Uwe Schwarz (SPD): Ich möchte mich auch 

herzlich bedanken, dass diese wirklich unverzüg-

liche Unterrichtung hier stattgefunden hat. Das 

war nicht immer so. Ich hoffe auch, dass es zu-

künftig nicht eine Methode wird, dass man ver-

sucht, solche Fälle zu skandalisieren - mindes-

tens aus der Pressemitteilung, die da gelaufen ist.  

(Abg. Gudrun Pieper [CDU]: Das ist nicht so!) 

Abg. Uwe Schwarz (SPD): Doch! Herr Röhmann 

hat hier gerade deutlich darauf hingewiesen, wie 

die Entweichungszahlen in den vergangenen Jah-

ren waren. 2011: 16, 2012: 16, 2013: 33, 2014: 

bisher 14. Ich kann mich nicht an einen einzigen 

Fall erinnern, in dem die damalige Opposition den 

Versuch gemacht hat, so zu reagieren, wie Herr 

Hilbers reagiert hat. Insofern habe ich heute Vor-

mittag meine Meinung dazu gesagt. Denn nie-

mand an einer Hausspitze - gleichgültig ob es ei-

ne CDU-Ministerin oder ein CDU-Minister oder 

eine Ministerin oder ein Minister von der SPD, 

von der FDP oder von den Grünen ist - kann sol-

che Entweichungen oder Fluchtversuche wirklich 

verhindern. Darüber muss man sich doch im Kla-

ren sein. Die Art und Weise, wie das aufge-

bauscht wurde, finde ich nach wie vor sehr be-

fremdlich. 

Nun haben wir die Unterrichtung bekommen. Ich 

möchte gerne auf die letzte Frage von Frau Pie-

per eingehen, die sich auf die Kameraüberwa-

chung bezog. Danach werde ich noch auf ein 

paar andere Themen zu sprechen kommen. 

Ich schlage vor und beantrage auch, dass der 

Sozialausschuss Moringen besucht und sich die 

Anlage ansieht - die viele offensichtlich gar nicht 

kennen -, über die wir hier reden. Wir reden über 

die zentrale Maßregelvollzugseinrichtung Nieder-

sachsens. Wir reden über eine Einrichtung, die 

mitten in der Innenstadt von Moringen liegt, deren 

eine Begrenzungsseite die Hauptgeschäftsstraße 

von Moringen ist. Nun stelle ich mir mal eine 

Überwachungskamera in diesen Bereichen vor! - 

Das löst ganz andere Fragen aus, weil dann näm-

lich zukünftig halb Moringen über die Überwa-

chungskamera observiert würde. Ich schließe das 

ja nicht aus. Ich will nur sagen: Es macht sehr viel 

Sinn, sich Moringen und auch den Hochsicher-

heitstrakt, den es dort gibt, einmal anzusehen. 

Das ist in diesen Bereichen wie eine JVA gesi-

chert - und in manchen Bereichen noch stärker. 

Insofern halte ich diesen Besuch für wichtig. Ich 

bitte auch darum, dass wir versuchen, diesen Be-

such relativ zeitnah einzuplanen. 

Mich interessiert, Herr Staatssekretär: Diese Si-

cherungsmaßnahme in Moringen ist im Kern so-

fort durchgeführt worden. Wie schnell, glauben 

Sie, ist das bei den Häusern realisierbar, bei de-

nen wir nur über eine Beleihung den Maßregel-

vollzug sicherstellen, die also privatisiert worden 

sind? - Ich betone: Ich will nicht die Privatisie-

rungsdebatte beginnen. Aber das ist nicht mehr 

unser Eigentum. Wir müssen dann quasi Maß-

nahmen auf fremdem Grund und Boden durch-

führen. Wie schnell kann das dort also realisiert 

werden? - Das ist meine erste Frage. 

Meine zweite Frage: Seinerzeit ist die Privatisie-

rung damit begründet worden, dass wir 200 zu-

sätzliche Betten in diesen Bereichen brauchen 

und dass die Investitionskraft dafür nicht zur Ver-

fügung steht. In der Entwicklung des Maßregel-

vollzugs ist dann offenkundig erst einmal eine 

Stagnation eingetreten, was die Fallzahlen betraf. 

Wir haben das heute Morgen im Zusammenhang 

mit den Haushaltsberatungen auch schon ange-

sprochen. Das, was Sie vorgetragen haben, be-

deutet: Wir müssen uns auf stark zunehmende 

Zahlen einstellen, wenn die Justiz sich weiterhin 

so verhält, wie sie sich gegenwärtig verhält. Ist 

das ein Spezifikum in Niedersachsen, oder gibt es 

einen Austausch zwischen den Bundesländern, 

wie man mit dieser Thematik und Problematik 

umgeht? Inwieweit gibt es auch eine Parallelität 

bei der Sicherung von Justizvollzugsanstalten 

und Einrichtungen des Maßregelvollzugs? - Sie 

haben zu Recht immer darauf hingewiesen: Wir 

haben hier im Kern ein Krankenhaus, aber im 

Kern haben wir auch starke Elemente einer Jus-
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tizvollzugsanstalt. Insofern wäre es auch ganz 

wichtig, dass da im Gleichklang gearbeitet wird. 

Das waren aus meiner Sicht zunächst einmal drei 

zentrale Fragen: Welche Steigerung wird hier 

vermutet? Wie kriegt man das mit den privatisier-

ten Häusern hin, dass das im Kontext behandelt 

wird? Gibt es hier einen Kontext zwischen den 

Bundesländern? Ist man da im Austausch? 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Zu dem An-

trag von Herrn Schwarz, als Ausschuss die Maß-

regelvollzugseinrichtung in Moringen zu besu-

chen, habe ich viel Kopfnicken gesehen. Ich wür-

de gerne einen Haken daran machen. Kann ich 

davon ausgehen, dass dem Antrag stattgegeben 

wird und wir, wie gewünscht, zeitnah einen Be-

such in Moringen terminieren? - Das ist der Fall. 

StS Röhmann (MS): Zunächst einmal haben wir 

mit Moringen Dinge vereinbart, um Sicherheitslü-

cken zu schließen, damit sich so etwas nicht wie-

derholen kann. Wir haben darüber hinaus alle 

Einrichtungen mit den jeweiligen Verwaltungslei-

tern zeitnah zu uns eingeladen, um darüber zu 

sprechen, was vielleicht baulich geleistet werden 

müsste, was nicht durch kleinere Maßnahmen 

bewerkstelligt werden kann. Die Maßnahme, die 

heute in Moringen umgesetzt wird, ist keine we-

sentliche bauliche Einrichtung, sondern auf dem 

Flachdach wird der sogenannte NATO-Draht 

ausgerollt. Dann wird die Person, die das ver-

sucht, merken, dass dort eine Sackgasse ist und 

dass man dort nicht weiterkommt. 

Ich sehe das Problem durchaus, aber glaube, 

dass diejenigen, die Beliehene sind, die also den 

Maßregelvollzug nicht als landeseigene Einrich-

tung betreiben, genauso für die Sicherheitslücken 

sensibilisiert sind, die es dort gibt. Da kann ich 

nur spekulieren. Das will ich hier nicht tun. Ich 

glaube, das ist kein wesentliches Problem. Aber 

da haben Sie völlig recht: Das ist nicht unser Ei-

gentum. 

Die dritte und vierte Frage würde ich gerne ge-

meinsam beantworten, also als einen Komplex 

behandeln: Wie ist eigentlich das Wechselspiel? 

Kann man vielleicht sogar von „kommunizieren-

den Röhren“ sprechen? - Wir erleben ja, dass in 

den Justizvollzugsanstalten Plätze leer werden. 

Das hat etwas mit Demographie, mit dem Verhal-

ten von Gerichten zu tun. Aber das hat aus unse-

rer Sicht auch damit zu tun, dass es durchaus ei-

ne stärkere Sensibilisierung der Gerichte gibt, 

kranke Menschen auch wie kranke Menschen 

und nicht nur wie Straftäter zu behandeln. Das 

hat Wirkungen erzielt. Wir haben es bereits zum 

Jahreswechsel 2013/2014 gemeinsam als eine 

Aufgabe erkannt und aufgenommen, einen re-

gelmäßigen Austausch zwischen dem Justizmi-

nisterium und dem Sozialministerium zu betreiben 

mit der Maßgabe, dass sozusagen die Plätze, die 

durch die Justiz bei uns in Anspruch genommen 

werden, nur die Plätze sind, die es auch tatsäch-

lich sein müssen. Ich erinnere an diejenigen, die 

mit wenig oder gar keiner Motivation in eine the-

rapeutische Arbeit hineingehen. Die blockieren 

eigentlich eine sinnvolle Maßnahme. Dann sollen 

sie lieber die Reststrafzeit in der Justizvollzugs-

anstalt ableisten. 

Wir haben den Mangel erkannt und haben in un-

serer Planung Sofortmaßnahmen ergriffen, näm-

lich, wie erwähnt, 50 Plätze zu schaffen. Wir ha-

ben noch - ich habe das vorhin erwähnt - insge-

samt 38 plus 24, also 62 Plätze zusätzlich in un-

serer Bauplanung. Dann wären es 112. Das ist 

so - Sie werden das verstehen; Sie kennen das, 

wenn es um Asylbewerberunterkünfte geht -: Ei-

gentlich brauchen wir die sofort, aber wenn Sie 

das Bauplanungsrecht, die bauordnungsrechtli-

chen und finanzpolitischen Dinge sehen, dann 

wissen Sie, dass nicht drei Monate später auf der 

grünen Wiese solch ein Haus errichtet sein kann. 

Ich gehe davon aus, dass das mittelfristig erledigt 

wird. 

Wir sind ferner massiv dabei, die sogenannten 

63er-Plätze und 64er-Plätze als eine Gesamtheit 

zu sehen. Da ist der Zugang ein unterschiedli-

cher. Da ist auf der einen Seite die Drogenab-

hängigkeit, und auf der anderen Seite sind es 

psychische Erkrankungen. Wir haben es ja sehr 

stark mit Suchtproblemen zu tun. Da gibt es zur-

zeit durchaus noch eine Möglichkeit, die Proble-

me, die kurzfristig bestehen, zu beseitigen. Aber 

hier muss etwas geschehen. Diese Landesregie-

rung hat das nicht nur erkannt, sondern hat auch 

schon entsprechende Maßnahmen ergriffen und 

auch auf Wiedervorlage im Sinne von mittelfristi-

ger Planung für Baumaßnahmen gelegt. Also 

62 Plätze werden noch durch bauliche Maßnah-

men geschaffen. 

Es ist nicht naheliegend, zu glauben, man könne 

eine Justizvollzugsanstalt mal eben umwandeln. 

Auch solche Ideen sind mir schon zu Ohren ge-

kommen. Das ist eine nette Überlegung, aber 

bringt uns nicht weiter, weil die Rahmenbedin-

gungen für eine Maßregelvollzugseinrichtung an-

dere sind als für eine Justizvollzugsanstalt. 
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Ich möchte noch eine Anmerkung machen: Ich 

betone ausdrücklich, dass sich die Mitglieder des 

Sozialausschusses an unsere Vereinbarung ge-

halten haben. Sie werden von uns vertraulich in-

formiert, und ich habe keinen Grund, anzuneh-

men, dass jemand aus dem Sozialausschuss die 

vertraulichen Informationen missbraucht hätte. 

Zeitlich ist die Öffentlichkeitsarbeit auch mit der 

Erwähnung in der Landespressekonferenz zu 

verbinden. Also ausdrücklich: Dieses Vertrauens-

verhältnis innerhalb dieses Ausschusses und ge-

genüber dem Ministerium hat hier gut funktioniert! 

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Sie haben vorhin 

beschrieben, welche Maßnahmen Sie getroffen 

haben, u. a dass Sie sofort die Polizei informiert 

haben usw. Die Polizei hat Sie dann gebeten, aus 

polizeitaktischen Gründen keine öffentliche Fahn-

dung vorzunehmen. Der Entflohene hat allerdings 

erhebliche Straftaten begangen. Es besteht also 

auch eine gewisse Gefährlichkeit. Meine erste 

Frage geht dahin: Gibt es besondere Gründe, die 

Sie hier äußern können, warum aus polizeitakti-

schen Gründen auf diese Fahndung verzichtet 

wurde? Denn gerade bei dieser Gefährlichkeit ist 

es natürlich so eine Geschichte. - Selbstverständ-

lich werden wir das vertraulich behandeln, aber 

wir haben hier eine öffentliche Sitzung, das ist 

keine nicht öffentliche Sitzung. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Es ging um 

die Mitteilung an die Ausschussmitglieder und die 

Wahrung dieser Vertraulichkeit. Das können wir 

natürlich bestätigen. 

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Natürlich! 

StS Röhmann (MS): Das ist ein Abwägungspro-

zess, bei dem wir ein Teil der Entscheidungspro-

zedur sind. Die Einrichtung hat die Polizei infor-

miert. Die Polizei entscheidet dann in eigener Zu-

ständigkeit, wie auch die Staatsanwaltschaften in 

eigener Zuständigkeit darüber zu entscheiden 

haben, ob man öffentlich fahndet oder nicht. Die 

Polizei hat zunächst einmal aus polizeitaktischen 

Gründen gesagt: „Wir fahnden nicht öffentlich!“ 

Ich habe darüber Informationen, die jetzt aber 

nicht als Beleg dienen sollen, aber Hinweise, die 

für mich nachvollziehbar logisch sind. Es war na-

heliegend, zu glauben, dass ein Grund für die 

Flucht die familiäre Situation war. Dann ist es ein-

facher, einen Flüchtigen dort zu suchen, wo er 

wahrscheinlich aufläuft, als ganz allgemein über-

all nach ihm zu fahnden. 

Diese Entwicklung ist für uns nachvollziehbar ge-

wesen. Deswegen haben wir sie geteilt. 

Wir haben diese Meinung am Dienstag geändert. 

Denn dann waren seit der Flucht der Samstag, 

der Sonntag, der Montag und Teile des Dienstags 

vergangen, also vier Tage, ohne dass dies pas-

siert war. Dann haben wir eine andere Entschei-

dung getroffen, nämlich dass es in dem Abwägen 

zwischen öffentlichem Interesse und polizeitakti-

schem Interesse - auch gerade aus den Gründen, 

die Sie genannt haben - angesagt und vernünftig 

war, das über die Landespressekonferenz zu 

platzieren. Ich habe jetzt kein Votum von der 

Staatsanwaltschaft oder von der Polizei. Aber das 

haben wir in unserer Verantwortung getan. Ich 

denke, dazu können wir auch stehen. Das will ich 

aber auch nicht bewerten. 

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Ich habe noch eine 

letzte Frage: Ist es richtig, dass der Flüchtige 

demnächst ausgewiesen werden sollte? Das 

geisterte durch die Presse. 

StS Röhmann (MS): Sie haben den richtigen Be-

griff genannt. Mir fällt er immer schwer. Ja, auf-

grund seiner Straftaten, aufgrund seiner bisheri-

gen Verhaltensweise - davon gehe ich aus - ist 

ihm bekannt geworden, dass die Ausländerbe-

hörde seine Ausweisung vorbereitet hat. Ich gehe 

davon aus, dass dies einer der Gründe war, dass 

er die Flucht ergriffen hat. 

Abg. Dr. Max Matthiesen (CDU): Vielen Dank 

auch von meiner Seite. Ich habe nur eine ganz 

kleine Frage aufgrund Ihres Vortrages zum The-

ma Sicherheit. Ich habe noch alle möglichen In-

formationen bekommen. Es ist toll, was die Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter und die Klinikleitung 

leisten. Das ist alles in Ordnung. Die Frage ist ja 

immer: Wie kann man überhaupt erkennen, wo 

Sicherheitslücken sind, und wie kann man die 

dann beseitigen? Könnte es angebracht sein, mit 

jemandem, der sich richtig mit Sicherheit aus-

kennt - also nicht jemand vom Verwaltungsperso-

nal bzw. kein Verwaltungsbeamter, sondern tech-

nische Profis, sprich: Externe, die natürlich auch 

Geld kosten -, also mit solchen Fachleuten zu-

sammenzuarbeiten? 

Dann kommt das, was Uwe Schwarz gerade ge-

sagt hat: Das ist ja nicht das Problem eines einzi-

gen Krankenhauses, sondern es sind verschie-

dene Krankenhäuser überall in Niedersachsen 

betroffen. Dort gibt es bestimmt auch wieder un-

terschiedliche Bedingungen. 
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Als Beispiel möchte ich Moringen mit seinem Fes-

ten Haus anführen, das durch einen Neubau er-

setzt wird. In einer Mitteilung von Mitte August 

geht es um die sogenannte Moringer Hecke, die 

um dieses Feste Haus angebracht wird. Dazu 

sagte der Ärztliche Direktor Herr Dr. Hesse, diese 

Moringer Hecke mit dichten Berberitzenbüschen, 

NATO-Draht und einem Sicherheitszaun habe 

sich in Moringen bewährt. - Das sagte der Ärztli-

che Leiter! Es kann ja sein, dass es irgendwo 

wunderbar funktioniert hat. Aber die Frage ist, ob 

das auch in einem anderen Krankenhaus klappt 

oder ob es wirklich immer funktioniert. - Ich wollte 

das nur aufgrund dieser tiefgreifenden Diskussion 

noch einmal bemerkt haben. 

Der Ausschuss fährt ja nach Moringen. Das Ge-

spräch wird fortgesetzt. Es mag sein, dass sich 

daraus noch Sicherheitsstandards ergeben, die 

dann allen dienen. Das wollen wir ja gemeinsam. 

StS Röhmann (MS): Das ist eine naheliegende 

und auch eine geübte Praxis. Ich habe im Rah-

men meiner Unterrichtung darüber informiert, 

dass es seit jeher gängige Praxis ist, dass nicht 

etwa Verwaltungsmitarbeiter, sondern das Lan-

deskriminalamt Begehungen macht. Das ist auch 

hier regelmäßig erfolgt über all die Jahre hinweg. 

Es hat keine Sicherheitsmängel gegeben, die da-

zu geführt hätten, dass zum Beispiel so etwas 

passiert. 

Die Hecke ist uns auch bekannt. Die hat sich 

auch bewährt. Sie ist allerdings in diesem Zu-

sammenhang nicht zu erwähnen, weil der Weg, 

den er gewählt hat, nicht über die Hecke geführt 

hat. Ich habe Ihnen den Plan gezeigt. Zu dieser 

Flucht will ich noch deutlich sagen: Wenn wir hier 

unter uns wären, würde ich sagen: Können Sie 

sich an den Film „Alcatraz“ erinnern? - Die Bot-

schaft von „Alcatraz“ ist nicht, dass dort ein Ver-

brecher geflüchtet ist, sondern der Respekt vor 

dem, der da abgehauen ist. Es wäre fatal, wenn 

das jetzt sozusagen öffentlich werden würde. Ich 

will nur eines sagen: Das, was da passiert ist - - - 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Wir sind hier 

in einer öffentlichen Sitzung! 

StS Röhmann (MS): Diejenigen, die hier sind, 

wissen verantwortungsvoll damit umzugehen. Sie 

wissen, dass ich das nicht als ein Lob an denjeni-

gen verstehen will, der da geflüchtet ist. Nur, wer 

diese Flucht vorher hätte für möglich erachten 

können, der muss wirklich ein ganz toller Hecht 

sein! Auch das Landeskriminalamt hat es in der 

Vergangenheit bei all den Überprüfungen in all 

den Jahren wahrscheinlich nicht für möglich er-

achtet, dass sich ein Mensch an einer glatten 

Wand 4,50 m mit einem Bettlaken hochhangelt. 

Wir können uns immer gut vorstellen, dass man 

sich mit einem Bettlaken abseilt. Aber dass je-

mand mit einem Bettlaken nach oben klettert, hat-

te ich mir vorher nicht vorstellen können. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Das war 

schon eine Art Schlusswort. Das passt insofern 

ganz gut, als keine weiteren Wortmeldungen vor-

liegen. Vielleicht wäre es gut, uns im Vorfeld un-

seres Besuchs in Moringen unabhängig von die-

sem Foto über die baulichen Zustände und auch 

die Hintergründe zur Vorbereitung zu informieren, 

d. h. dass wir einige technische Details bekom-

men. Dann verschaffen wir uns einen Einblick vor 

Ort.  

Die gute Zusammenarbeit, die Sie angesprochen 

haben, beweist sich ja immer in besonderen Situ-

ationen. Die hatten wir jetzt. Ich denke, dass wir 

diese gute Zusammenarbeit auch heute im Rah-

men dieser Unterrichtung unter Beweis gestellt 

haben. Vielen Dank, dass Sie heute bei uns wa-

ren! 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststel-

lung des Haushaltsplans für das Haus-

haltsjahr 2015 (Haushaltsgesetz 2015 - HG 

2015 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 17/1854 

erste Beratung: 44. Plenarsitzung am 

24.09.2014 

federführend: AfHuF  

mitberatend: alle Fachausschüsse 

b) Mittelfristige Planung Niedersachsen 2014 - 

2018 

Unterrichtung durch die Landesregierung - 

Drs. 17/1887 

direkt überwiesen am 09.09.2014 

federführend: AfHuF  

mitberatend: alle Fachausschüsse 

Einzelplan 05 - Ministerium für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung 

Einzelplan 20 - Hochbauten 

Fortsetzung und Abschluss der Einzelbera-

tung 

Der Ausschuss setzte die in der 43. Sitzung am 

Vormittag des 9. Oktober 2014 begonnene Bera-

tung der einzelnen Kapitel und Titel des Einzel-

plans 05 - Ministerium für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung - fort. Er behandelte die Kapi-

tel 05 42 - Landesgesundheitsamt - bis 5051 - 

Ausgleichsabgabe nach dem Schwerbehinderten-

recht - sowie die Übersicht über das Beschäfti-

gungsvolumen, das Budget und die Stellen 

(BBS). Dazu wurden von den Ausschussmitglie-

dern zu einigen Haushaltspositionen Informati-

onsfragen gestellt, die von den Vertreterinnen 

und Vertretern der Landesregierung beantwortet 

wurden. Beschlüsse wurden nicht gefasst. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD) stellte fest, 

dass der Ausschuss die Beratung des Einzel-

plans 05 abgeschlossen habe. 

* 

Einzelplan 20 - Hochbauten 

Der Ausschuss las den Einzelplan 20. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD) stellte fest, 

dass der Ausschuss die Beratung des Einzel-

plans 20 abgeschlossen habe. 

* 

Mittelfristige Planung Niedersachsen 2014 - 

2018 

Unterrichtung durch die Landesregierung - 

Drs. 17/1887 

Zur Mittelfristigen Planung Niedersachsen 2014 - 

2018 ergab sich keine Wortmeldung. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD) stellte fest, 

dass der Ausschuss die Mittelfristige Planung 

Niedersachsen 2014 - 2018 abschließend bera-

ten habe. 

*** 
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